
Wahlprüfsteine Silbernetz versandt am 14.7. an die Parteien B90/Grüne, CDU, FDP, Linke, SPD

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus 8 Jahren Arbeit für das Silbernetz fordern wir im Namen der Unsichtbaren – der älteren Menschen, die unter Einsamkeit und IsolaEon leiden – von der künGigen Landesregierung in Berlin und der künGigen Bundesregierung:

Die Fragen
Die Antworten

B90/Grüne CDU FDP Linke SPD
Berlin Bund Berlin Bund Berlin Bund Berlin Bund Berlin Bund

1. Generell: Was werden Sie
unternehmen, um die SituaIon 
der Unsichtbaren – der älteren 
und insbesondere der 
hochaltrigen Menschen in 
Deutschland, die unter 
Einsamkeit und IsolaIon leiden - 
zu verbessern?

Mit der Förderung von Hilfs- und
Kontaktangeboten wie dem Silbernetz, 
freiwilligen Besuchsdiensten und der 
Einführung von prävenIven Hausbesuchen 
wollen wir der Einsamkeit im Alter 
entgegenwirken.  Bildungsoffensive zur 
digitalen Teilhabe, die auch Altersgruppen 
jenseits des 75.  
Lebensjahres einschließt. Deshalb fordern 
wir kostenlose WLAN-Anschlüsse in 
Pflegeheimen, Pflege-
Wohngemeinscha_en und 
Freizeiteinrichtungen für ältere  
Menschen. Dort sollen auch Tablets und 
Smartphones als Leihgeräte zur Verfügung 
stehen. Wer die Vielfalt der digitalen 
Angebote und deren Nutzung 
kennenlernen will, benöIgt zudem 
Unterstützung durch vertrauensvolle 
Stellen und Personen. Darüber hinaus 
unterstützen wir 
generaIonenübergreifende 
Wohnangebote.

Wir GRÜNE wollen Selbstbestimmung 
auch im Alter ermöglichen. Dazu wollen 
wir den Abbau von Barrieren in 
Wohnungen und im Wohnumfeld 
stärker finanziell fördern, damit ältere 
Menschen weiter selbstbestimmt in 
ihrer vertrauten Umgebung wohnen 
können. Um die gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen verfolgen wir 
den generationenfreundlichen Ansatz 
der Age-friendly Cities and 
Communities der 
Weltgesundheitsorganisation - in Stadt 
und Land sowie im digitalen Raum.

Wir werden eine 
umfassende Strategie 
gegen Einsamkeit 
entwickeln, die 
Antworten darauf gibt, 
was Alleinstehende 
brauchen, worauf 
Vereinsamung 
zurückgeht, wo es 
Defizite gibt und wie 
diesen prävenIv 
begegnet werden kann –
in allen Bereichen und 
auf allen Ebenen. Wir 
werden einen 
Einsamkeitsbeau_ragten 
einsetzen, der ein 
funkIonierendes 
Hilfesystem aucauen 
und Konzepte gegen 
Einsamkeit entwickeln 
soll.

Der Kampf gegen Einsamkeit ist in
unserer älter werdenden 
Gesellscha_ eine große 
Herausforderung. CDU und CSU 
wollen eine umfassende Strategie 
gegen Einsamkeit entwickeln, die 
Antworten darauf gibt, was 
Alleinstehende brauchen, worauf 
Vereinsamung zurückgeht, wo es 
Defizite gibt und wie diesen 
prävenIv begegnet werden kann – 
in allen Bereichen und auf allen 
Ebenen. Dazu werden wir die 
räumliche wie digitale Mobilität 
fördern. Wir werden ehrenamtliche 
Strukturen und Netzwerke wie die 
aufsuchende Nachbarscha_shilfe 
und Sozialarbeit leichter zugänglich 
machen und auch im Rahmen 
generaIonenübergreifender 
Wohnformen stärken.

So wollen wir die Forschung zur Einsamkeit 
v o r a n t r e i b e n , u m b e s s e r e 
H a n d l u n g s m ö g l i c h k e i t e n z u h a b e n , 
Bildungsprojekte zur Gesundheitsvermi@lung und 
zur Förderung digitaler Kompetenzen im Alter 
schaffen sowie ehrenamtliche Gremien von 
Senioren (Seniorenvertretungen) stärken (siehe 
hierzu auch Antworten zu Frage 2, 3, 5 und 6).

präventive 
Hausbesuche für 
ältere und alte 
Menschen als freiwillig 
nutzbares Angebot. 
Wir wollen diese 
Besuche 
themenübergreifend 
mit 
Beratungsleistungen 
aus einer Hand 
verbinden, feste 
Ansprechpersonen, 
ausgestattet mit 
Kompetenzen, 
Unterstützung auch 
praktisch einzuleiten. 

Aus unserer Sicht, benötigen wir 
seniorengerechte Angebote, 
kommunale Begegnungsstätten 
sowie aufsuchende Sozialarbeit 
um Einsamkeit und Isolation 
entgegenwirken. Auch brauchen 
wir endlich eine bundesweite 
Strategie im Kampf gegen die 
zunehmende Alterseinsamkeit.

... Die Bekämpfung von Einsamkeit sehen wir als
eine gesamtgesellscha_liche Aufgabe an. Vor 
allem werden wir Maßnahmen gegen die 
Risikofaktoren von Einsamkeit ergreifen. Wir 
bekämpfen Armut und ändern die 
Rahmenbedingungen für eine effekIve 
Armutsbekämpfung: BildungsgerechIgkeit 
unabhängig vom Elternhaus, gerechte Löhne, 
bezahlbares Wohnen und eine fairere 
Vermögensverteilung gehören dazu. Daneben 
bedarf es einer Vielzahl an Maßnahmen, die an 
der Forschung, sozialen und psychologischen 
Betreuung und dem Ehrenamt ansetzt. Dazu 
gehören aus unserer Sicht eine 
Expert:innenkommission, die Verbesserung 
ehrenamtlicher Strukturen, Hausbesuchs-
Projekte, PrävenIonskampagnen, ein AkIonsplan 
gegen Einsamkeit, die Stärkung des 
QuarIersmanagements, gesundheitliche Bildung, 
flächendeckende Angebote zur InformaIon und 
Beratung von einsamen Menschen sowie deren 
ausreichende psychotherapeuIsche Versorgung.

2. Was werden Sie konkret 
unternehmen, um eine valide 
Datenbasis zu erhalten, die 
ressortübergreifend 
abgesImmtes, angemessenes 
poliIsches Handeln 
ermöglicht, um die Ursachen 
und die sozialen, 
gesundheitlichen und 
wirtscha_lichen Folgen von 
Einsamkeit für ALLE 
Altersjahrgänge nachhalIg zu 
beheben?

Wir werden weiterhin die Berliner 
Universitäten und InsItute bei der 
Erforschung der Einsamkeit und ihrer 
Folgen unterstützen, unseren Schwerpunkt 
wollen wir aber auf die Bekämpfung der 
Einsamkeit und ihrer Folgen legen.

Daten sind in vielen Fällen vorhanden. 
Zentraler ist für uns GRÜNE lokales 
vernetztes Handeln. Wir wollen fördern, 
dass Ansprechstellen zu 
altersgerechtem Wohnen, über Pflege 
und soziale Sicherung sowie zu den 
Möglichkeiten, sich im Dorf oder im 
Stadtteil zu engagieren, informieren.

Wir brauchen eine valide
Datenbasis, um dem 
Problem der Einsamkeit 
wirklich begegnen zu 
können. So sind die mehr 
als 30.000 Über-85-
Jährigen in Berlin 
momentan in keiner 
StaIsIk erfasst. Doch 
gerade diese Menschen 
brauchen dringend Hilfe

WissenschaMliche Studien, EvaluaNonen und
StaNsNken sind notwendige Grundlagen 
poliNschen Handelns. Daher fordern wir eine 
Stärkung der landesweiten (und bundesweiten) 
Kapazitäten und mehr Fachwissen im Bereich der 
Einsamkeits- und Glücksforschung...Daher sind 
internaNonale und interdisziplinäre 
ForschungskooperaNonen unerlässlich

Um gegen Einsamkeit 
wirksam handeln zu 
können, unterstützen 
wir Projekte wie z.B. 
kommunale Berichte 
zum Thema 
Einsamkeit 

Förderung für eine bundesweiten 
Forschung zur Verfügung gestellt 
wird, die konkrete regionale 
Bedarfe und wirksame 
Maßnahmen erforschen soll. Die 
Einrichtung eines Einsamkeits-
Monitor auf Bundesebene halten 
wir für sinnvoll.

... Entwicklung von Konzepten zur Stärkung der
wissenscha_lichen Grundlagenforschung, um 
Gründe und Risikofaktoren von Einsamkeit zu 
erforschen und darauf zielgerichtete Maßnahmen 
zur Bekämpfung dieser aufzubauen. Um die 
Datenbasis als InformaIonsgrundlage zu stärken, 
wollen wir ein Einsamkeits-Monitoring schaffen.

3. Wie wollen Sie Einsamkeit 
entsIgmaIsieren ( z.B. durch 
welche konkreten und 
nachhalIg wirksamen 
Maßnahmen), um die Vielfalt 
und Würde des Alterns und 
alter Menschen – ohne 
Altersbegrenzung – im 
öffentlichen Bewusstsein zu 
etablieren, sowie 
Altersstereotype sichtbar und 
hinterfragbar zu machen?

Wir wollen allen Menschen Zugänge zum
sozialen Leben ermöglichen, insbesondere 
denen, die dabei eine Unterstützung 
brauchen. Das können Freizeitangebote, 
Kinderbetreuung zur Entlastung, 
Müoertreffs (wie das Sheherazade in 
Bündnisgrüne Antworten WPS 2021 4 
Neukölln), verstärkte Sozialarbeit, der 
Bundesfreiwilligendienst für Ältere oder 
aber auch die Unterstützung von 
zivilgesellscha_lichen Projekten für ältere 
und alte Menschen unterschiedlicher 
Herkun_ sein.

Zur Selbstbestimmung gehört auch, den 
eigenen Bedürfnissen entsprechend 
mobil zu sein. Dafür muss das 
Nahverkehrsangebot in Stadt und Land 
barrierefrei ausgebaut und intelligent 
vernetzt werden.

Ein zentrales Ziel unserer
Strategie gegen 
Einsamkeit wird darin 
bestehen, Menschen bis 
ins hohe Alter dabei zu 
unterstützen, 
selbstbesImmt zu leben 
und an der Gesellscha_ 
teilzuhaben. Dabei steht 
für uns im Vordergrund, 
die Bedürfnisse älterer 
Menschen stärker ins 
gesamtgesellscha_liche 
Bewusstsein zu rücken 
und sie als 
selbstverständlichen 
Bestandteil auch in allen 
poliIschen Bereichen zu 
verankern.

S N g m a N s i e r u n g d e r m i t E i n s a m k e i t 
einhergehenden psychischen Krankheiten wollen 
wir klar entgegenwirken. Im Rahmen eines 
Gesamtkonzeptes zur Vorbeugung und 
Bekämpfung von Einsamkeit wollen wir daher 
Bildungsprojekte etablieren, die Menschen in 
a l l e n A l te r s g r u p p e n a u f b r e i te r B a s i s 
Gesundheitskompetenzen vermi@eln. Dadurch 
soll das Erkennen und der Umgang mit 
Einsamkeit, insbesondere bei älteren Menschen, 
geschult werden, was gleichzeiNg  zur 
EntsNgmaNsierung der Einsamkeit (im Alter) und 
den damit verbundenen psychischen Krankheiten 
beiträgt.

… benötigen wir 
seniorengerechte 
Angebote, kommunale 
Begegnungsstätten 
sowie aufsuchende 
Sozialarbeit um 
Einsamkeit und 
Isolation 
entgegenwirken. 

 … brauchen wir endlich eine 
bundesweite Strategie im Kampf 
gegen die zunehmende 
Alterseinsamkeit. 

Eine Offensive gegen Einsamkeit und
Vereinsamung und der AkIonsplan gegen 
Einsamkeit muss es zum Ziel haben, die Frage von 
Einsamkeit zu enoabuisieren. Dies ist besonders 
für PrävenIonsmaßnahmen entscheidend, um 
Vereinsamung zu verhindern. 
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4. Wie werden Sie, solange es 
keine UN-KonvenIon zu den 
Rechten älterer Menschen 
gibt, die Grundsätze der 
BehindertenrechtskonvenIon 
nach Art. 3 a-g 
(Menschenwürde, Teilhabe, 
Chancengleichheit, 
Zugänglichkeit, usw), und die 
Verpflichtungen nach Art.4 
(insbes. (1) a-i) auf 
Hochaltrige anwenden?

Als BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen wir 
wie kaum eine andere Partei hinter den 
universellen Menschen- und 
Bürger*innenrechten. Wir setzen uns auf 
allen Ebenen für den Schutz von 
deklassierten oder Menschen mit anderen 
Hintergründen ein. Seit Jahren sprechen 
wir von der inklusiven Gesellscha_. Unsere 
Programme leben auf allen Ebenen in 
diesem Geiste.

Wir GRÜNE treten für eine inklusive 
Gesellschaft gemäß der UN-
Behindertenrechtskonvention ein.  Wir 
wollen ein „Barrierefreiheits-Gesetz“, 
damit alle Menschen gleichberechtigt 
am öffentlichen Leben teilhaben 
können.

Ziel unserer PoliIk für 
ältere Menschen ist es, 
die demografischen 
Herausforderungen zu 
meistern, eine Teilhabe 
älterer Menschen und 
gleichwerIge 
Lebensverhältnisse in 
ganz Berlin und 
Deutschland zu sichern. 
Wir halten es für wichIg, 
dass der demografische 
Wandel und die 
steigende Anzahl älterer 
Menschen auch im 
Rahmen der 
Förderinstrumente 
angemessen 
berücksichIgt werden.

…  Alle Menschen und alle 
Altersgruppen  
sind bereits heute umfassend im 
Grundgesetz geschützt. Dank des 
Allgemeinen  
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
wurden und werden 
Diskriminierungen verringert und  
beseiIgt. Gerade im Hinblick auf 
Hochaltrige kommen auch die 
Grundsätze der  
BehindertenrechtskonvenIon zum 
Tragen. Die Einhaltung der 
Menschenrechte älterer  
Menschen, deren Beteiligung und 
Teilhabe auf allen Ebenen - 
kommunal, naIonal und  
internaIonal - ist für CDU und CSU 
ein prioritäres Ziel, das wir intensiv 
weiterverfolgen  
werden.

Die in Art. 3 der UN-BehindertenrechtskonvenNon 
beschriebenen allgemeinen Grundsätze ...sind 
grundsätzlich auf die Rechte von älteren 
Menschen übertragbar. 
In Art. 4 I (a-i) werden Verpflichtungen gelistet, 
die die Durchsetzung der Grundsätze fördern 
sollen. Wir Freien Demokraten handeln bereits im 
Sinne dieser Grundsätze. ...

Wir unterstützen den Wunsch nach einer UN-Konvention 
für ältere Menschen. Bis diese vorhanden ist, sollten 
Grundsätze aus anderen Konventionen analog genutzt 
werden um die Rechte von älteren Menschen zu 
schützen.

Wir unterstützen die Forderungen nach einem 
verbindlichen Instrument zum besseren Schutz 
der Rechte von Senioren weltweit. Wir wollen die 
Lücken schließen, die der Bericht des 
Hochkommissariats für Menschenrechte in Bezug 
auf diese Rechte aufgezeigt hat.

5. Welche Maßnahmen werden 
Sie konkret ergreifen, um 
Ältere und insbesondere 
Hochaltrige im Zugang zu 
digitalen Angeboten und 
Techniken zu unterstützen, 
aber auch vorhandene 
niedrigschwellige analoge 
KommunikaIons- und 
InformaIonsangebote für 
Ältere erreichbar zu machen 
und auszubauen?

Wir brauchen eine Bildungsoffensive zur 
digitalen Teilhabe, die auch Altersgruppen 
jenseits des 75. Lebensjahres einschließt. 
Deshalb fordern wir kostenlose WLAN

Um die Teilhabe auch in der digitalen 
Welt zu verbessern, wollen wir GRÜNE 
Initiativen praktischer Bildung und 
Anwendung im Lebensumfeld und in 
den Treffpunkten älterer Menschen wie 
Nachbarschaftszentren und 
Bibliotheken fördern.

 Aufgabe der PoliIk ist, 
nicht nur 
Rahmenbedingungen zu 
schaffen, sondern auch 
die Menschen auf dem 
Weg der digitalen 
TransformaIon 
mitzunehmen...Gleichzei
Ig ist es jedoch auch 
richIg und wichIg, 
weiterhin analoge 
KommunikaIons- und 
InformaIonsangebote 
insbesondere für ältere 
oder weniger 
technikaffine Menschen 
vorzuhalten.

CDU und CSU setzen sich dafür ein, 
dass die Digitalisierung das Leben 
auch für ältere  
Mitbürger einfacher macht. Wir 
wollen für viele Bereiche 
bundesweit einsetzbare Apps und  
digitale Hilfsmioel entwickeln lassen 
und für Sicherheit, auch in der 
digitalen Welt, sorgen ... Daneben 
wird es mit CDU und CSU weiterhin 
barrierefreie und einfache analoge 
KommunikaIons- und 
InformaIonsmöglichkeiten für 
Senioren geben sei es in 
Beratungsstellen, über Hotlines 4 
oder geeigneten 
InformaIonsbroschüren, zum 
Beispiel zur Seniorenernährung oder 
Teilhabemöglichkeiten.

Digitaler Zugang und digitale Kompetenz sind aus 
unserer Sicht die Voraussetzung für die digitale 
Teilhabe älterer Menschen.  ... digitale 
Barrierefreiheit in allen gesellscha_lichen 
Bereichen für Menschen mit Behinderungen bzw. 
körperlich eingeschränkte (ältere) Menschen 
umsetzen. SehbeeinträchIgungen von Menschen 
nehmen besonders im höheren Alter zu.  … 
wollen wir konInuierlich und parallel zum 
Digitalausbau auch analoge 
Beteiligungsmöglichkeiten im Gemeinscha_s- 
und Freizeitleben für ältere Menschen 
gewährleisten. 

DIE LINKE. fordert eine gleichberechtigte, barrierefreie 
und sichere Teilhabe von älteren Menschen an der 
Digitalisierung. Dafür sind mindestens drei Punkte zentral: 
1. Die technischen Grundlagen müssen allen
gleichermaßen zur Verfügung stehen. Das bedeutet, dass
Breitband- und Mobilfunkversorgung überall kostengünstig
bereitgestellt werden müssen. Bibliotheken,
Stadtteilzentren und Nachbarschaftshäuser sollten freies
öffentliches WLAN anbieten. 2. Seniorinnen und Senioren
müssen die Möglichkeit haben, sich zu den Themen der
Digitalisierung leicht weiterbilden zu können: von Fragen
zur Bedienung und der Angebotsnutzung bis hin zu
Wissen über Fake News oder den Schutz vor Betrug. 3.
Schließlich muss gewährleistet sein, dass Hard- und
Software hohen Ansprüchen der IT-Sicherheit und des
Datenschutzes genügen: Auch hier müssen ältere
Menschen unkompliziert Ansprechpartnerinnen und
Ansprechpartner für Fragen erreichen können.

ie Corona Pandemie hat uns gezeigt, dass gerade 
die Alten- und Pflegeheime noch nicht 
ausreichend mit Internet versorgt sind. Zugleich 
sind aber die digitalen Kompetenzen der 
Bewohner*innen besser als o_ angenommen. 
Eine Maßnahme der Offensive gegen Einsamkeit 
und Vereinsamung wird es sein, in 
Pflegeeinrichtungen den Zugang zum Internet 
zum notwendigen Qualitätsmerkmal zu erklären, 
das für den Kontakt mit Angehörigen 
unabdingbar ist. 

6. Werden Sie endlich Altenhilfe 
wie Jugendhilfe zu einer 
Pflichtaufgabe der 
Kommunen machen, und sie 
mit angemessenen Mioeln 
ausstaoen?

Die Bezirke sind im Rahmen ihrer 
Selbständigkeit frei, Mioel für Maßnahmen 
der Altenhilfe einzustellen.

Der Bund kann den Kommunen keine 
zusätzlichen Pflichtaufgaben vorgeben, 
das wäre Aufgabe der Länder. 

Wir sprechen uns dafür 
aus, in Berlin 
Altenhilfestrukturen 
verstärkt zu planen 
sowie auf- und auch 
auszubauen.

Um gleichwerIge 
Lebensverhältnisse in ganz 
Deutschland auch für ältere 
Menschen zu sichern, müssen die 
Akteure auf allen Ebenen ihre 
Verantwortung angesichts der neuen 
Herausforderungen besser 
wahrnehmen. Den Kommunen 
kommt hier eine tragende Rolle zu. 

AkNve Altenhilfe findet poliNsch aus PerspekNve 
der Freien Demokraten vor allem auf 
Bezirksebene sta@. Wir setzen uns in diesem 
Sinne konkret für eine finanzielle und 
organisatorische Stärkung der 
Seniorenvertretungen ein, die sowohl auf Landes- 
als auch auf Bezirksebene im Land Berlin  
ehrenamtlich akNv sind. 

Städte, Gemeinden und Landkreise brauchen Stabilität 
und finanzielle Planungssicherheit, um all ihre Aufgaben - 
auch jene in der Seniorenpolitik die sie bereits innehaben 
- wahrnehmen und Seniorinnen und Senioren ein Mehr an
gesellschaftlicher Teilhabe ermöglichen zu können.
Kommunale Seniorenpolitik muss dafür als
Querschnittsaufgabe verstanden werden, Geld einfordern
und einplanen, um konzeptionell, fächerübergreifend und
effizient die Umsetzung von seniorengerechter Politik zu
ermöglichen.

Entscheidend ist für uns, dass die Kommunen 
gestärkt werden, um in einer alternden 
Gesellscha_ die Teilhabe vor Ort zu ermöglichen. 
Gerade mit Blick auf ältere Menschen bedeutet, 
gleichwerIge Lebensverhältnisse zu sichern, dass 
soziale Dienstleistungen nicht abhängig von der 
finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommunen 
sein dürfen. Dazu brauchen wir flächendeckend 
starke und handlungsfähige Kommunen. 

7. Um Einsamkeit entgegen zu 
wirken - werden Sie eine*n 
Gemeinsinn-Beau_ragte*n 
(o.ä.) – d.h. eine*n Leiter*in 
eines Spiegelreferates für 
Gemeinsinn im 
Bundeskanzleramt mit 
entsprechend Zuständigen in 
den Fachministerien – 
Soziales,  Wissenscha_, 
Gesundheit. Familie, Bildung, 
Wirtscha_ - einrichten?

Nein, die Einrichtung eines*einer solchen 
Beaufragten halten wir nicht für den 
richIgen Weg. Einsamkeit ist ein Thema 
wie Diversität, Digitalisierung oder 
NachhalIgkeit: Es muss im Querschnio 
mitgedacht werden, um wirklich nachhalIg 
Erfolge zu erzielen.

Engagement und Ehrenamt stützen 
unserer Gesellschaft und fördern den 
Gemeinsinn. Wir GRÜNE wollen 
bürgerschaftliches Engagement 
ermöglichen, fördern und stärken. Wir 
wollen Hürden für Engagement ab- und 
Bildungsangebote für Engagierte 
ausbauen sowie die Förderpolitik neu 
aufstellen. Wie eine geeignete Struktur 
für diese Querschnittsaufgabe auf der 
Bundesebene aussehen kann/soll, 
werden wir in Koalitionsverhandlungen 
einbringen.

Allein mit 
ehrenamtlichen Krä_en 
wird es nicht gelingen, 
dem steIg 
zunehmendem Problem 
von Einsamkeit in der 
Großstadt adäquat zu 
begegnen. Deswegen 
werden wir eine 
Einsamkeitsbeau_ragte 
bzw. einen 
Einsamkeitsbeau_ragten 
für das Land Berlin 
einsetzen, die bzw. der 
nicht nur Zeichen setzt 
gegen soziale IsolaIon, 
sondern auch 
Maßnahmen koordiniert, 
kontrolliert, ein gut 
funkIonierendes 
Hilfesystem aucaut und 
Konzepte entwickelt. 
Diese bzw. dieser 
Beau_ragte soll mit einer 
Vollzeit in der 
Senatskanzlei verortet 

CDU und CSU haben mit dem 
PosiIonspapier der 
BundestagsfrakIon „Gemeinsam 
gegen Einsamkeit – Für eine 
naIonale Strategie“ hops://
www.cducsu.de/sites/default/files/
2021-02/PP%20Einsamkeit_final.pdf 
Wege aus der IsolaIon in der 
Pandemie aufgezeigt und gleichzeiIg 
die Grundzüge einer umfassenden 
naIonalen Strategie gegen 
Einsamkeit definiert. Bestandteil der 
skizzierten Maßnahmen ist auch die 
Bestellung einer oder eines 
Einsamkeitsbeau_ragten bei der 
Bundesregierung. Sie bzw. er soll 
zentraler Ansprechpartner sein und 
die Umsetzung der Strategie über 
die Ressorts und Ebenen hinweg 
koordinieren

Wir Freien Demokraten stehen IniNaNven, die auf 
die Schaffung eines EinsamkeitsbeauMragten 
(oder eines vergleichbaren BeauMragten) im Land 
Berlin abzielen, skepNsch gegenüber. 

Auf Bundesebene setzt sich die 
FDP-FrakNon im Bundestag für 
einen AkNonsplan ein, der auf 
den Empfehlungen einer ... 
Expertenkommission basiert 
und ressortübergreifende 
Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Einsamkeit vorschlägt. … 
Schaffung einer 
koordinierenden Stelle im 
Bundeskanzleramt, die 
Maßnahmen zur Vorbeugung 
und zur Bekämpfung von 
Einsamkeit anregt und 
ressortübergreifend absNmmt.

Einsamkeit ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, dass 
als Querschnittsaufgabe von allen zuständigen Ministerien 
gemeinsam angegangen werden muss. Es braucht einen 
umfassenden Aktionsplan im Kampf gegen Einsamkeit. 
Um diesen zu entwerfen und umzusetzen, kann es 
sinnvoll sein einen Einsamkeitsbeauftragten einzusetzen. 
Ein weiteres Ministerium sehen wir kritisch, da mit dem 
Bundesfamilienministerium bereits eines existiert, das 
zuständig ist.

Die Verhinderung und Bekämpfung von 
Einsamkeit ist eine Querschniosaufgabe, die viele 
Bundesressorts betri{. Diese arbeiten eng mit 
dem federführenden Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend zusammen. 
Ob zusätzliche zentrale Strukturen für eine solche 
umfassende Frage hilfreich sind, werden wir 
prüfen
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